
BEG R Ü N DUN G

zum BebaUl:ngsplan Rommersk irchen Nr. 11 "Giller Straße"

1. Vorbemerkung:

Bereits am 23.11.76 hatte der Rat der Gemeinde Rommerskirchen die Auf­

stellung des Bebauungsplanes Nr. 11 "Giller Straße" beschlossen.

Das Verfahren viurde in den nachfolgenden Jahren bis zum Satzungsbeschluß

am 22.06.1978 durchgeführt. Anschließend ~urde jedoch der Abschluß des

Flächennutzungsplanver fahr ens der Gemeinde abgeviartet.

Aus Gründen der Verfahrenssicherheit ~urden einzelne Verfahrensschritte ~iederhol~
der Satzungsbeschluß am 10.11. 1983 neu gefaßt und die Planung mit

Antrag vom 29.03.1984 dem Regierungspräsidenten zur Genehmigung vorgelegt.

Eine Erörterung mit Herren des Regierungspräsidenten Düsseldorf

-Dezernat 35- am 26.06.1984 ergab allerdings, daß verschiedene formelle

Gründe für die Versagung der Genehmigung vorlagen.

Deshalb hat die Gemeinde anschließend den Antrag auf Genehmigung zurück­

gezogen und in der Sitzung des Rates am 23.08.1984 durch den Aufstellungs­

beschluß das Verfahren für den Bebauungsplan erneut eingeleitet.
Dabei ~urden die Grundzüge der damaligen Planung beibehalten.

2. Ziel e und Zv; ecke der Plan ung :

Der Bebauungsplan ist aus den Vorgaben des Flächennutzungsplanes, ~elcher
am 30.07.1982 bekanntgemacht ~urde, ent~ickelt.

Durch den Bebauungsplan ist im v;esentlichen beabsichtigt, die umfangreichen
Grünflächen im Bereich des Gillbaches planungsrechtlich zu sichern und
damit die Grundlage zu schaffen, um diesen Bereich im Rahmen des örtlichen

Bedarfs für die Freizeitgestaltung und Erholung ausbauen zu können.

Gleichzeitig sollen kleinere Bereiche zur Erfüllung des örtlichen v:ohn­
bedar fs gesichert v;erden.

Der Plan sieht deshalb bei der Baulücke im Bereich der Uferstraße reines

~ohngebiet vor mit der dazugehörigen Ergänzung der Verkehrsfläche.

Neben der v:ohnbebauung sieht der Plan an dieser Stelle die Höglichkeit

zur Unterbringung von Garagen aus dem Bedarf der anschließenden Bebauung
der Uferstraße vor.

Eine neue Bebauungsmöglichkeitschafft der Bebauungsplan im Bereich der

ehemaligen landv;irtschaftlichen Trocknungsanlage an der Giller Straße für

ca. 6 freistehende Einfamilien~ohnhäuser bz~. entsprechende Doppelhäuser.

Die Bebauung soll an dieser Stelle die gemischte Struktur der Umgebung
als allgemeinesv:ohngebiet nach Möglichkei t beibehalten.

Deshalb ist hier allgemeines v:ohngebiet (v:A)vorgesehen.

Um den in diesem Abschnitt vorhandenen älteren Baumbestand entlang der

Straße v;eitgehend zu erhalten, so v;ie es die Forstbehörde empfohlen hat,
ist die Bebauung hinter dem straßenseitigen Baumbestand in einem Abstand

von ca. 8 m von der Straße vorgesehen.

Die städtebauliche Formung der Bebauung ist so vorgesehen, daß eine ~ei~­

gehende Anpassung an die im Bereich der Uferstraße und der Giller Straße

vorhandene Altbebauung möglich ist.

/2



- 2 -

Im Eereich des Todtenbaches ist entsprechend der Aus~eisung im Flächennutzungplan

eine Fläche für Landv;irtschaft festgesetzt, v;eil es sich um eine notv;endige hof­
nahe v:iesenfläche eines landv;irtschaftlichen Eetriebes aus der Ortslage Rommers­
kirchen handelt.

Neben den vorgenannten Zielen des Eebauungsplanes, Sicherung der Grün- und

Freiflächen am Gillbach so~ie Schaffung von Eebauungsmöglichkeiten für den

örtlichen Eedarf, soll der Plan eine Easis schaffen für die Eeseitigung der
Eauruine der ehemaligen Trocknung an der Giller Straße sov;ie für die Ver­

v;ertung des brachliegenden Restgeländes •

Einhaltung der Planungsgrundsätze bzv;. Eerücksichtigung von Eelangen der

Bevölkerung Und Träger öffentlicher Eelange:

Das unmittelbare Nebeneinander von ~ohngebiet und Grünfläche mit der

Z~eckbestimmung Sportplatz ist im Plangebiet auffällig.

~ürde es sich um Neuplanungen handeln, ~äre u. U. eine Lärmuntersuchung
und evtl. Lärmschutzmaßnahmen erforderlich.

Der Eebauungsplan übernimmt hier jedoch lediglich den Eestand mit dem

vorhandenen Aschesportplatz des SV Rommerskirchen und der fast ebenso

alten ~ohnbebauung Giller Straße, Haus-Nr. 28 - 44.

Der Sportplatz ~urde 1963/64 und die ~ohnhäuser ca. 1960/62 gebaut.

Merkmale für einen städtebaulichen Mißstand liegen nicht vor, außer

in Eezug auf die fehlenden Parkplätze. Insofern ist keine Not~endigkeit

da, den Eestand der vorhandenen Nutzungen ~ohnen und Sportplatz neu
zu ordnen bz~. zu verbessern.

Der Nachvollzug des Eestandes in die planungsrechtliche Festlegung des

Eebauungsplanes ist daher unbedenklich, zumal hierdurch eine Erweiter­

ung des Nutzungsumfanges nicht beabsichtigt ist.

Die et~a 6 im Gelände der ehemaligen land~irtschaftlichen Trocknungs­
anlage geplanten Einfamilienhäuser ~erden im wesentlichen durdh das

vorhandene UmkleidegEbäudevor Lärmimmissionen des Sportplatzes geschützt.

In diesem Zusammenhang ist mit von Eedeutung, daß von Seiten des Gewerbe­
aufsichtsamtes als Fachbehörde für den Immissionsschutz keine Eedenken

zu dem Eebauungsplan vorgebr acht v;urden.

Für den alten Sportplatz der Gemeinde Rommerskirchen an der Giller Straße

hat sich seit langem herausgestellt, daß im Eereich der Giller Straße

zu v;enig Parkmöglichkeiten für Eesucher vorhanden sind. Die Parkraumnot

ist Ursache regelmäßiger Störungen des Verkehrsablaufs. Deshalb ist neben

dem Sportlerheim ein entsprechend bemessener Parkplatz vorgesehen, der

bereits im Eigentum der Gemeinde ist. Durch Eäume soll diese Parkplatz­
fläche aufgelockert v;erden •

Aus Kreisen der Eev;ohner der Uferstraße v;urde der v:unsch geäußert,

Möglichkeiten für einige Garagen auf dem Eaulückengrundstück der Gemeinde
zu schaffen.

Da dieser v:unsch einem echten Eedarf entspricht, sieht der Plan hier

eine Möglichkeit für die Anordnung von Garagen vor. Es bleibt jedoch

ebenfalls die Möglichkeit, hier die ~ohnnutzung unterzubringen.

v:egen der vorhandenen Nutzungen im Bereich der Giller Straße, Haus-Nr. 28

bis 44, ist in diesem Abschnitt allgemeines ~ohngebiet festgesetzt,
(vorhandene nichtstörende Handv;erksbetriebe) • Aufgrund der vorhandenen
Nutzungen sind einige Ausnahmen der EaUNVO nicht erforderlich und deshalb
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Im Eereich der geplanten Eebauung an der Giller Straße und des geplanten Park­

platzes neben dem Umkleidegebäude der Sportanlage v;erden einzelne schlagreife
Pappeln verloren gehen und in den Zufahrtbereichen auch einzelne andere Eäume.

Hierfür ~ird in Abstimmung mit der Forstbehörde z~ischen dem Sportplatz und dem
Gillbach eine Ersatzaufforstung geschaffen. Die Abstimmung mit der Forstbehörde

hat ergeben, daß an dieser Stelle als planungsrechtliche Sicherung "Grünfläche"
mi t der Zv;eckbestimmung "Erholungsv;ald" festgelegt v;ird.

Der Eaumbestand, der zv;ischen der geplanten v:ohnbebauung und der Giller Straße

noch erhalten v;erden kann, v;ird durch Festlegung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b EEauG

Eindung für Eepflanzung und für die Erhaltung von Eäumen gesichert. Die so

festgelegten, im Plan eingetragenen Eäume v;urden eingemessen • Für den Eereich

der Ersatzforstung erfolgt gemäß Abstimmung mit dem Forstamt vom 13.11.1986 noch
eine Abstimmung über die Eaumarten.

Das Übersch~emmungsgebiet des Gillbaches ist entsprechend den Angaben im
Flächennutzungsplan in nur 7,5 m Ereite (von Eachachse) nachrichtlich übernommen.
Überlegungen des Gillbachverbandes für v;eitere Maßnahmen des Hochv;asserschutzes

v; erden durch den Eebauungsplan nicht nachteilig berührt. Der für evtl. Rück­

halteanlagen in Frage kommende Eereich ist im Plan als Grünfläche festgesetzt.
Eine gleichzeitige Einrichtung von Maßnahmen des Hoch~asserschutzes ~ird diese
Festsetzung nicht ausschließen.

Eezüglich der Erschließung sind keine ~esentlichen Auf~endungen mehr erforderlich,
da die Verkehrsflächen ~eitgehend vorhanden sind; lediglich der Parkplatz am
Sportgelände und die Ergänzung der Verkehrsfläche an der Uferstraße sind noch
erforderlich.

Die Entv;ässerung v;urde durch eine v;assen;irtschaftliche Stellungnahme des

Ingenieurbüros Stakemeier nachgev;iesen und dem Staatlichen Amt für v:asser- und

Abfalh;irtschaft Düsseldorf im Rahmen der tiefbautechnischen Stellungnahme vor­
gelegt.

Das StAv:A bestätigt mit Schreiben vom 26.02.1986, daß von dort aus keine Ee­

denken bestehen. Altlasten sind nach Angaben des StA~A in dem Gebiet nicht vor­

handen. Für die sonstigen Versorgungsträger ~ie Post, R~E, Rhenag sind Leitungs­
trassen im Eereich der öffentlichen Verkehrsfläche möglich.

Eodenordnende Maßnahmen:

Eesondere bodenordnende Maßnahmen nach den Vorschriften des Eundesbaugesetzes

bleiben vorbehalten. Es ~ird jedoch versucht, in einvernehmlicher Regelung mit
den Eigentümern die noch nicht im Eigentum der Gemeinde stehenden Grünflächen
zu gegebener Zeit zu erv;erben.

Für den Parkplatz am Sportgelände und die Ergänz:ung der.Verkehrsflächen an der

Giller Straße konnte schon ein Er~erb durch die Gemeinde erfolgen.

Rosten der Plandurchführung und Finanzierung:

fehlenden städtebaulichen Maßnahmen im Geltungsbereich des
11 mit dem auf die Gemeinde zukommenden Anteil ~erden ~ie

Die Rosten der noch

Eebauungsplanes Nr.

folgt geschätzt:

1. Straßen, Ranal- und v:egebaukosten

2. Eepflanzung und Grüngestaltung

und dazugehöriger Grunder~erb

3. Sonstiges (Planung, Vermessung)

Gesamt:

215.000, --

300.000,--

25.000,--

Gemeindeanteil:

21.500, --

300,000,-­

25.000,--
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Die Finanzierung der Maßnahme \1;ird über den Vermögenshaushalt der Gemeinde ge­
sicher t.

Mit der verwirklichung der Planung soll abschnittsweise umgehend nach Genehmigung
des Eebauungsplanes begonnen \1;erden, sO\1;eit sie nicht bereits vorher planungs­
rechtlich realisierbar ist.

Aufgestell t:

4049 Rommerskirchen 1, den 250 November 1986

Für dip Planung:

Grpvenbroich, den
23.12.1986

Krpisbaudirektor

Nach ortsüblicher Eekanntmachung vom -19 .-12.1986 hat diese Eegründung gemeinsam
mit dem Eebauungsplan in der Zeit vomOS .0-1.1987 bis 06.02.1987 öffentlich
ausgelegen.

1, den ~ 9, März 1987

~tfI
( J:isc.he.r )

Ratsmi tglied
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:r Satzungsbeschluß von 24.02.1987, mit dem die SntvlUrfsbegrün­
og als Sntscheidungsbegründung gemäß § 9 Abs. 8 BBauG übernom­
~n 1:JUrde,ist durch Beschluß des Rates vom 23.06.1987 aufgehoben
,rden.

4ifu~
( Fischer )

Ratsmitglied

,ch Durchführung der am 23.06.1987 ebenfalls beschlossenen 'Einge­
:hränkten Beteiligung' gemän-§ 2a Abso 7 BBauG wurde der Satzungs­
~schluß gemäß § 10 BBauG im Wege der Dringlichkeit (§ 43 Abso 1
,tz 3 GO NVJ) erneut unter gleichzeitiger übernahme die-
;r Entwurfsbegründung vom 25011~1986 als Entscheidungsbegründung
~ ß'~Ia_ 1: 0

seiner

~/'r'
( Fischer )

Ratsmitglied


